
Wer dafür ist, daß wir so verfahren, den bitte ich um das Hand­
zeichen - Danke. Gegenstimmen? - Danke. Stimmenthaltun­
gen? - Dieser Antrag ist mehrheitlich abgelehnt.

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Drucksache 
Nr. 59 a mit der eben eingefügten Veränderung. Wer diesem Ge­
setzentwurf mit der Veränderung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? -

(Unruhe)

(Zuruf vom Bündnis 90/Grüne: Das darf doch wohl 
nicht wahr sein, erst ablehnen und dann aufmucken!)

Dann ist das mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung zum Tagesordnungspunkt 7, zu 
dem von Ministerrat eingebrachten Gesetzentwurf über den An­
spruch auf Sozialhilfe - Drucksache Nr. 64 a. Wer diesem Gesetz­
entwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei­
chen - Danke. Gegenstimmen? -

(Heiterkeit bei der CDU/DA)

Stimmenthaltungen? - Danke. Dann ist dieser Gesetzentwurf 
mehrheitlich angenommen.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Meine Damen und Herren! Ich rufe jetzt den Tagesordnungs­
punkts auf:

Antrag des Ministerrates
Gesetz zur Änderung des Gewerbegesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 88).

Die Begründung zur Drucksache Nr. 88 gibt der Minister für 
Wirtschaft, Herr Dr. Gerhard Pohl. Herr Minister, bitte!

Dr. Pohl, Minister für Wirtschaft:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das von dem Hohen Hause in 1. Lesung bereits beratene Nieder­
lassungsgesetz hat wesentliche Grundlagen und Voraussetzun-

n geschaffen, die dringend notwendige Entwicklung unserer 
-Wirtschaft anzupacken und die Wirtschaft aus der Talsohle her­
auszuführen. Es hat damit zugleich der Entwicklung des Gewer­
bes neue Perspektiven eröffnet, die in der Fassung des Gewerbe­
gesetzes zu berücksichtigen sind.

So legt das Gewerbegesetz der DDR vom 6. März 1990 in § 1 
Abs. 1 fest, daß jedermann das Recht hat, ein Gewerbe auszu­
üben, wenn er seinen ständigen Wohnsitz oder Sitz in der DDR 
hat. Mit dieser Einschränkung kommt der Grundsatz der Gewer­
befreiheit nicht zu seiner vollen Wirkung.

Wir haben mit dem Niederlassungsrecht eine Rechtslage ge­
schaffen, die dazu angetan ist, daß sich ausländische Unterneh­
men, also Personen ohne Wohnsitz oder Niederlassung in der 
DDR, zu gewerblicher Tätigkeit hier niederlassen können.

Der Ihnen vorliegende Entwurf des Gesetzes zur Änderung 
des Gewerbegesetzes der DDR vom 6. März 1990 sieht deshalb 
vor, die bisherige Einschränkung der Gewerbefreiheit aufzuhe­
ben und die Ausübung eines Gewerbes jedermann zu gestatten, 
sofern nicht andere Gesetze Beschränkungen vorsehen.

Welche Wirkungen versprechen wir uns davon? Ich gehe ein­
mal davon aus, daß wir mit dem Niederlassungsgesetz und der 
zu beschließenden Änderung des Gewerbegesetzes überschau­
bare und in sich paßfähige Rechtsgrundlagen haben, die auslän­

dischen Investoren den Einstieg in unsere Wirtschaft jetzt - im 
Gegensatz zu bisher teilweise vorhandenen Unvereinbarkeiten 
- übersichtlich gestalten und damit erleichtern wird.

Dabei kann kein Wirtschaftsbereich ausgespart werden. Kapi­
talhilfe ist überall dringend geboten. Das betrifft nicht nur die 
große Industrie, sondern in vollem Maße auch die kleineren und 
mittleren Gewerbebetriebe des Mittelstandes. Für Investoren 
wird ein freundliches Klima zur Gründung, Beteiligung oder zur 
Übernahme von Gewerbeunternehmen geschaffen, das die zu­
gleich in der entsprechenden Regierungserklärung vorgesehe­
ne Schaffung von 500 000 Arbeitsplätzen in diesem Bereich wir­
kungsvoll fördert.

Meine Damen und Herren! Ich habe hier schon einmal erklärt, 
daß mit Stand von Ende Mai 1990 62 741 Gewerbe beantragt wor­
den sind, 59 000 Neuzulassungen hat es bisher gegeben. Damit 
sind 120 000 Arbeitsplätze geschaffen worden.

Des weiteren soll die Wirkung von Niederlassungsgesetz und 
Gewerbefreiheit mit seiner vorgeschlagenen Änderung auch da­
durch erhöht werden, daß freizügigere Bedingungen hinsicht­
lich der Erlaubnispflicht für einzelne Gewerbe geschaffen und 
die gewerblichen Regelungen in wesentlichen Teilen dem Ge­
werberecht der Bundesrepublik angeglichen werden.

Ich darf das an einem Beispiel verdeutlichen. In der Bundesre­
publik besteht für 11 verschiedene Gewerbe Erlaubnispflicht, 
bei uns zur Zeit noch 33. Ich werde deshalb der Regierung Vor­
schlägen, eine Änderung der ersten Durchführungsverordnung 
zum Gewerbegesetz zu beschließen.

Ich darf Sie bitten, verehrte Abgeordnete, ausgehend von 
diesen Darlegungen zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung 
des Gewerbegesetzes Ihre Zustimmung zu geben. - Schönen 
Dank.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke, Herr Minister. - Meine Damen und Herren nach 
einer Vereinbarung im Präsidium soll zu diesem Tagesord­
nungspunkt eine Aussprache nicht stattfinden.

Meine Damen und Herren! Das Präsidium schlägt vor, dem 
Gesetzentwurf - Entschuldigung, ein Geschäftsordnungsan­
trag.

Dr. Stadermann (PDS):

Ich stelle den Antrag auf Überweisung dieser Drucksache zu­
sätzlich an den Rechtsausschuß, den Haushaltsausschuß sowie 
den Ausschuß für Verfassung und Verwaltungsreform.

Begründung: In diesem Gesetz bereits gültige Durchfüh­
rungsbestimmungen sowie die in Vorbereitung bei den Fachmi­
nisterien vorliegenden Konkretisierungen zur weiteren Ausge­
staltung dieses Gesetzes gewähren gegenwärtig keine Chancen­
gleichheit für den Mittelstand der DDR-Firmen, differenzieren 
noch immer teilweise erheblich Steuerabschreibungen, Renta­
bilitätsmöglichkeiten zwischen Handwerk, Gewerbe und repri­
vatisierten Betrieben. Außerdem werden die haushaltsmäßigen 
Belastungen der Kommunen sowie deren Steuereinnahmen der­
zeit ungeprüft berührt.

Ich halte es außerdem für notwendig, daß gleichzeitig mit der 
Übergabe in die Ausschüsse das vollständige Gesetz sowie alle 
bereits verabschiedeten und sich in Vorbereitung befindlichen 
Durchführungsbestimmungen an das Parlament zusätzlich in 
die genannten Ausschüsse übergeben werden. Die derzeitige 
Übergabe von nur einer Änderung zu § 1 ist bezüglich der Ent­
scheidungsmöglichkeit der Abgeordneten dieses Parlaments bei 
der Bedeutung dieses Gesetzes für die Wirtschaft unseres Lan­
des nicht zumutbar.
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